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Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2019/18/0353 E 17. Oktober 2019 RS 1 

Stammrechtssatz 

Der VwGH hat bereits erkannt, dass es unter Berücksichtigung der Rechtskraftwirkungen von Bescheiden 
nicht zulässig ist, die Aberkennung (im dort entschiedenen Fall: gemäß § 9 Abs. 2 Z 2 AsylG 2005) 
auszusprechen, obwohl sich der Sachverhalt seit der Zuerkennung des subsidiären Schutzes bzw. der 
erfolgten Verlängerung der befristeten Aufenthaltsberechtigung nach § 8 Abs. 4 AsylG 2005 (die nur im 
Falle des weiteren Vorliegens der Voraussetzungen für die Zuerkennung erteilt werden darf) nicht 
geändert hat (VwGH 30.8.2017, Ra 2017/18/0155, Rz 25). Diese Überlegungen hat der VwGH in seinem 
Erkenntnis vom 27. Mai 2019, Ra 2019/14/0153, auch auf Fälle übertragen, in denen die Aberkennung 
auf § 9 Abs. 1 Z 1 zweiter Fall AsylG 2005 gestützt wird. 
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